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Bonn, den 13. Juni 1956 


An den Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Neunundfünfzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Schweröle zum un- 
mittelbaren Verheizen) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im 
Sinne des § 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Emanzen. 

Der Vcrordnuagseiiiwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf einer Neunundfünfzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen (Schweröle zum unmittelbaren Verheizen) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gegeben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages: 

§1 

Der Zollsatz für die nachstehend bezeich- 
neten Waren wird ab 1. Juli 1956 bis auf 
weiteres wie folgt geändert: 


Tarifnr. | 

: 

Bezeichnung der Waren 

Neuer 
Zollsatz 
für 100 kg 
Eigen- 
gewicht 

; 

Nachrichtlich: 

Bisheriger Zoll- 
satz für 100 kg 
Eigengewicht 

2710 

Anmerkung 2 

Schweröle mit einem Flammpunkt im ge- 
schlossenen Tiegel von mehr als 55° C 5 bei 
deren Destillation nach DIN-Entwurf 51 752 
weniger als 40 Volumenprozent bis 250° C 
übergehen, nach Herstellung im Zollausland 
eingeführt oder hergestellt aus Erdöl, das im 
Geltungsbereich dieses Tarifs verzollt wor- 
den ist, zum unmittelbaren Verheizen unter 
| Zollsicherung 

frei 

1,50 DM 


§2 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


§3 


Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Die Lage auf dem Energiesektor macht es 
wünschenswert, den Einsatz der sogenann- 
ten Heizöle (zolltariflich: Schweröle zum 
unmittelbaren Verheizen unter Zollsiche- 
rung) zur Energieversorgung möglichst zu 
fördern. Diesem Zwecke dient der vorliegende 
Entwurf. Es kann erwartet werden, daß der 
Wegfall des Zolls zu einer entsprechenden 
Preissenkung führt. Damit würde sich der 
Heizölpreis dem Kohlepreis, gemessen am 
Heizwert, weiterhin nähern. 

Berechtigte Interessen des Kohlenbergbaus 
werden durch die Beseitigung des Heizölzolls 
nicht beeinträchtigt. Der Kohlenabsatz zu an- 
gemessenen Preisen ist bei der bestehenden 
Lage nach wie vor gewährleistet. 



